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§25

(1) Die Schiedskommission kann gegen die Übergabe 
bis zum Abschluß ihrer Beratung beim übergebenden 
Organ Einspruch einlegen, wenn nach ihrer Meinung 
die Ubergabevoraussetzungen (§ 23 Abs. 2) nicht vor­
liegen oder die Sache aus anderen Gründen nicht zur 
Beratung vor der Schiedskommission geeignet ist.

(2) In diesen Fällen hat das übergebende Organ seine 
Entscheidung zu überprüfen. Die durch erneute Ent­
scheidung bestätigte Übergabe ist für die Schiedskom­
mission verbindlich.

§26  \
(1) Die Schiedskommission kann nach Durchführung 

der Beratung von Erziehungsmaßnahmen absehen, 
wenn das Verhalten des beschuldigten Bürgers gezeigt 
hat, daß er seinen Fehler eingesehen und begonnen 
hat, ihn zu überwinden. Dies ist im Beschluß festzu­
halten.

(2) Die Schiedskommission kann im Ergebnis der Be­
ratung folgende Erziehungsmaßnahmen festlegen:
— Die Verpflichtung des Bürgers, sich beim Geschädig­

ten oder vor dem Kollektiv zu entschuldigen, wird 
bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht aufer­
legt. V

— Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergut­
machung des angerichteten Schadens oder andere 
sachbezogene Verpflichtungen werden bestätigt.

— Der Bürger wird verpflichtet, den angerichteten 
Schaden durch eigene Arbeit wiedergutzumachen 
oder, falls dies nicht möglich ist, Schadensersatz in 
Geld nach den gesetzlichen Bestimmungen zu leisten.

— Dem Bürger wird eine Rüge ausgesprochen.
— Die Verpflichtung des Bürgers, eine Geldbuße von 

5 M bis zu 50 M oder bei Eigentumsvergehen bis 
zum dreifachen Wert des verursachten Schadens, 
höchstens jedoch 150 M zu zahlen, wird bestätigt, 
oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.

(3) Die Schiedskommission kann Verpflichtungen eines 
Arbeitskollektivs, einer Hausgemeinschaft, eines ande­
ren Kollektivs oder einzelner Personen zur Erziehung 
des Bürgers bestätigen. Diese Verpflichtungen sollen 
kontrollierbare Festlegungen enthalten, die den soziali­
stischen Erziehungsprozeß und die Bewußtseinsbildung 
fördern und zur Überwindung von Ursachen und Bedin­
gungen der Rechtsverletzung beitragen.

(4) Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergut­
machung des Schadens erfolgt im Einvernehmen mit 
dem Geschädigten.

§27
(1) Ist die Festlegung von Erziehungsmaßnahmen er­

forderlich, um den Bürger zur freiwilligen Einhaltung 
des sozialistischen Rechts und der Grundsätze der sozia­
listischen Moral anzuhallen, legt die Schiedskommission 
die Maßnahme fest, die unter Berücksichtigung der Art 
und Schwere des Vergehens, der Umstände seiner Bege­
hung und der Persönlichkeit des Bürgers den erzieheri­
schen Zweck am wirksamsten erfüllt. Im Interesse einer 
wirksamen Erziehung können auch mehrere Erziehungs­
maßnahmen nebeneinander festgelegt werden. Eine 
Häufung von Maßnahmen ist zu vermeiden.

(2) Eine Geldbuße soll nur festgelegt werden, wenn 
die Art und Schwere des Vergehens unter Berücksichti­
gung der Persönlichkeit des Bürgers eine nachhaltige

erzieherische Einwirkung erfordern. Die Geldbuße wird 
insbesondere anzuwenden sein, wenn das Vergehen auf 
einer Mißachtung der von den Werktätigen geschaffenen 
Werte oder ihres persönlichen Eigentums, auf Bereiche­
rungssucht oder Mißachtung vermögensrechtlicher Ver­
pflichtungen beruht.

(3) Bei der Anwendung der Geldbuße und Bemessung 
ihrer Höhe sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
beschuldigten Bürgers und durch die Tat begründete 
Schadensersatzverpflichtungen zu berücksichtigen. Wird 
eine Geldbuße oder Schadensersatz in Geld festgelegt, 
sind im Beschluß Zahlungsfristen vorzuseheh; bei Scha­
densersatz ist das Einvernehmen des Geschädigten er­
forderlich.

§28

(1) Bleibt der beschuldigte Bürger unbegründet auch 
der zweiten Beratung fern, hat die Schiedskommission 
die Sache innerhalb einer Woche an das übergebende 
Organ zurückzugeben.

(2) Die Rückgabe einer Strafsache an das übergebende 
Organ unterbleibt, wenn es sich um ein Vergehen han­
delt, dessen Strafverfolgung nur auf Antrag möglich ist 
(§2 StGB), und dieser Antrag zurückgenommen wurde. 
Die Rücknahme dieses Antrages ist bis zum Schluß der 
Beratung vor der Sdriedslcommdssion möglich. In einem 
solchen Fall wird die weitere Behandlung der Sache 
durch Beschluß eingestellt.

Beratung wegen Verfehlungen

§29
(1) Verfehlungen sind Verletzungen rechtlich geschütz­

ter Interessen der Gesellschaft oder der Bürger, bei 
denen die Auswirkungen der Tat und die Schuld des 
Bürgers unbedeutend sind und die im Strafgesetzbuch 
oder in anderen Gesetzen als solche bezeichnet werden
— Eigentumsverfehlungen
— Beleidigung und Verleumdung
— Hausfriedensbruch in Räumen und Grundstücken 

eines Bürgers.

(2) Eine Eigentumsverfehlung liegt vor, wenn die Tat 
unter Berücksichtigung aller Umstände, wie des Scha­
dens, der Schuld des Bürgers und seiner Persönlichkeit, 
geringfügig ist und der verursachte oder beabsichtigte 
Schaden den Betrag von 50 M nicht wesentlich über­
steigt. In der Regel darf es sich dabei nur um eine erst­
malige Tat handeln.

. §30
(1) Uber eine Verfehlung berät und entscheidet die 

Schiedskommission, wenn von einem geschädigten Bür­
ger, einem Arbeitskollektiv, einer Hausgemeinschaft 
oder einem anderen Geschädigten Antrag gestellt wird 
oder wenn die Sache von der Deutschen Volkspolizei 
oder von einem disziplinarbefugten Leiter übergeben 
wird.

(2) Über eine Verfehlung kann die Schiedskommission 
nur beraten und entscheiden, wenn die Tat bei Antrag­
stellung nicht verjährt ist. Verfehlungen verjähren in 
sechs Monaten.

(3) Bei Beleidigung, Verleumdung und Hausfriedens­
bruch muß der Antrag innerhalb eines Monats, nachdem 
der Geschädigte von der Verfehlung erfahren hat, ge­
stellt werden. Ist diese Frist zur Antragstellung ohne


